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Finances publiques

Jahresrückblick 2024: Öffentliche Finanzen

Das Jahr 2024 im Themenbereich «Öffentliche Finanzen» stand im Zeichen des
Sparens. Sowohl Parlament als auch Bundesrat widmeten sich intensiv der Aufgabe, die
strukturellen Defizite des Bundeshaushalts zu reduzieren und langfristige Lösungen zu
erarbeiten. Dadurch, dass sie, anders als in früheren Jahren, auch die gebundenen
Ausgaben in ihre Überlegungen einbezogen, lösten sie in zahlreichen Themenbereichen
grosse Debatten aus. Diese verstärkten Sparbemühungen fanden zudem ein deutlich
höheres mediales Echo im Vergleich zu den Vorjahren, insbesondere im Bereich des
Budgets und der öffentlichen Ausgaben (vgl. Abbildung 2 der APS-Zeitungsanalyse).

Im Laufe des Jahres wurden zahlreiche parlamentarische Vorstösse mit
unterschiedlichen Sparvorschlägen behandelt. Dazu gehörten die Forderungen,
Gewinne der Nationalbank zum Schuldenabbau zu nutzen, die Auslagerung von
Bundesleistungen an Externe zu prüfen sowie ein Entlastungspaket zu schnüren, das
auch gebundene Ausgaben einbezieht. Der Bundesrat verwies in seinen Antworten
wiederholt auf eine externe Gruppe von Expertinnen und Experten, die er im März
eingesetzt hatte, um sämtliche Aufgaben und Subventionen des Bundeshaushalts
systematisch zu überprüfen. Der Bericht dieser Expertengruppe, der im September
veröffentlicht wurde, löste breite mediale und politische Debatten aus. Mit 60
vorgeschlagenen Massnahmen, die Einsparungen von bis zu CHF 4.9 Mrd. ermöglichen
könnten, lag der Fokus vor allem auf der Ausgabenseite, wobei stark gebundene
Ausgaben wie die Bundesbeiträge an die AHV besonders im Blickfeld standen. Noch vor
der Veröffentlichung des Berichts wurde der Bundesrat selbst aktiv und präsentierte
ein neues Bundesgesetz, welches das Parlament in der Herbstsession verabschiedete.
Dieses soll ab 2025 erste Entlastungsmassnahmen umsetzen. Dazu zählen die Reduktion
des Bundesbeitrags an die Arbeitslosenversicherung um CHF 1.25 Mrd. sowie
administrative Vereinfachungen im Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz.
Diese Massnahmen trugen zu einer verbesserten Haushaltslage bei: Im August
präsentierte der Bundesrat die Botschaft zum Voranschlag 2025, der einen Gewinn von
CHF 1 Mrd. vorsieht, während der Voranschlag 2024 noch ein Defizit von CHF 0.3 Mrd.
auswies. Dennoch nahm das Parlament im Dezember in weiteren Bereichen Kürzungen
vor, nachdem es der Armee (CHF 530 Mio.) und der Landwirtschaft (CHF 42 Mio.) mehr
Geld zugesprochen hatte, als der Bundesrat vorgeschlagen hatte: Gekürzt wurden in der
Folge insbesondere die Kredite für die Auslandhilfe, für das Bundespersonal sowie mit
der Begründung der rückläufigen Asylgesuchszahlen auch die Kredite für die
Bundesasylzentren und die Sozialhilfe für Asylsuchende. Gleichzeitig wurden die
Querschnittskürzungen über alle schwach gebundenen Ausgaben erhöht.

Ein weiteres zentrales Thema im Bereich öffentliche Finanzen und sogleich auch das
2024 abgesehen vom Voranschlag in diesem Themenbereich am ausführlichsten
beratene Geschäft, war die Individualbesteuerung (vgl. APS-Analyse der
Wortmeldungen). Die Forderung hatte bereits eine langjährige Vorgeschichte und
entsprach einer mehrfachen Auftragserteilung an die Exekutive. Mit besagter Vorlage
erfüllte der Bundesrat diese Forderung und stellte den Entwurf der Volksinitiative «Für
eine zivilstandsunabhängige Individualbesteuerung (Steuergerechtigkeits-Initiative)» als
indirekten Gegenvorschlag gegenüber. Der indirekte Gegenvorschlag, der das Ziel der
Initiative auf Gesetzesebene schneller erreichen sollte, führte im Nationalrat, der sich
der Vorlage im Berichtjahr als Erstrat widmete, zu einer ausführlichen Debatte und zur
knappen Annahme.

Für grosses mediales Aufsehen sorgte zudem im Sommer dieses Jahres das
Zustandekommen der Volksinitiative «Für eine soziale Klimapolitik – steuerlich
gerecht finanziert» der JUSO (vgl. Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse). Diese fordert
eine Erbschaftssteuer von 50 Prozent auf Vermögen über CHF 50 Mio., deren Erträge
zweckgebunden in die Klimapolitik investiert werden sollen. Mehrere von der Initiative
betroffene Schweizerinnen und Schweizer drohten daraufhin gemäss Medien, bei
Annahme des Volksbegehrens ihren Wohnsitz ins Ausland zu verlegen, was die Debatte
zusätzlich anheizte.

RAPPORT
DATE: 31.12.2024
MIRJAM RODER
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Im Jahr 2024 wurden im Themenbereich der öffentlichen Finanzen zwei
Reformprojekte beendet, von denen eines scheiterte: Die Einführung einer
Tonnagesteuer auf Seeschiffen fand im Parlament keine Zustimmung, da unklare
finanzielle Folgen und Bedenken zur Rechtsgleichheit überwogen. Angenommen wurde
hingegen das Bundesgesetz zur Besteuerung der Telearbeit im internationalen
Verhältnis, das die gesetzliche Grundlage dafür schaffen soll, dass die Schweiz
weiterhin einen Teil der Steuereinnahmen aus grenzüberschreitender Telearbeit
behalten kann. Einzig die Diskussion um eine Präzisierung zur Steuerbefreiung von
Seeleuten sorgte kurzzeitig für Kontroversen, wurde letztlich jedoch in das Gesetz
aufgenommen. 1

1) APS-Analyse der Wortmeldungen 2024 – Öffentliche Finanzen; APS-Zeitungsanalyse 2024 – Öffentliche Finanzen
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